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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einführung einer Altersgrenze für Notare 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Erhard [Bad 
SchwalbachJ, Dr. Lenz [Bergstraße], Vogel und 
der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

überalterte Notare, die die Belastungen ihres Amtes nicht 
mehr uneingeschränkt bewältigen, können der vorsorgenden 
Rechtspflege zu einer Belastung werden. Das sollte möglichst 
verhindert werden. Bislang ermöglichte die Bundesnotarord- 
nung eine Amtsenthebung aus Altersgründen nur im Bereich 
der Notarkasse. Diese Beschränkung erscheint zu eng, zumal 
in einigen Ländern schon eine Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung für Notare besteht. 


B. Lösung 

Die jeweilige Landesgesetzgebung kann eine Amtsenthebung 
der Notare vorsehen, sobald diese das 70. Lebensjahr vollendet 
haben und wenn in dem jeweiligen Land eine Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung besteht, die der für Richter im Ein- 
gangsamt vergleichbar ist. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Lenz (Berg- 
straße), Vogel und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Bundesgesetzes 
zur Einführung einer Altersgrenze für Notare 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung wird wie folgt geändert: 
Nach § 50 wird folgender § 50 a eingefügt: 

„§ 50 a 

Die Landesgesetzgebung kann eine Amtsenthe- 
bung eines Notars vorsehen, der das siebzigste 
Lebensjahr vollendet hat, falls in diesem Lande 
für Notare eine Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung besteht, die der für Richter im Eingangs- 
amt vergleichbar ist. § 113 Abschnitt II Abs. 1 
bleibt unberührt." 


Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 9. Dezember 1971 


Erhard (Bad Schwalbach) 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vogel 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Die Bundesnotarordnung sieht eine Amtsenthebung 
eines Notars aus Altersgründen nur für den Bereich 
der Notarkasse vor (§ 113 Abschnitt II Abs. 1). Die 
Beschränkung der Möglichkeit einer Amtsenthebung 
aus Altersgründen auf den Tätigkeitsbereich der 
Notarkasse erscheint heute zu eng, da es inzwischen 
auch in anderen Ländern (z. B. Saarland, Rheinland- 
Pfalz) eine Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
für Notare gibt, die der Richter- und Beamtenversor- 
gung vergleichbar ist. Zumindest in diesen Ländern 
sollten die gleichen Möglichkeiten geschaffen wer- 
den können, wie sie die Bundesnotarordnung jetzt 
schon für den Bereich der Notarkasse vorsieht. Da- 
durch kann verhindert werden, daß überalterte No- 
tare, die den Anforderungen ihres Amtes nur noch 
unvollkommen gewachsen sind, zu einer Belastung 
der vorsorgenden Rechtspflege werden. Diesen No- 
taren ist ein Ausscheiden aus dem Amte auch zumut- 
bar, da ihnen eine ausreichende Versorgung ge- 
währleistet ist. 


Eine über den Bereidi der Notarkasse hinausgrei- 
fende Vorschrift über die Amtsenthebung eines 
Notars aus Altersgründen ist im übrigen dem deut- 
schen Notariatsrecht nicht fremd. Bereits nach § 2 
der Verordnung zur Änderung und Ergänzung der 
Reichsnotarordnung vom 1. März 1943 (RGBl. I 
S. 126) konnte der Reichsjustizminister Notare, die 
das 65. Lebensjahr vollendet hatten, in den Ruhe- 
stand versetzen; er konnte dabei die Reichsnotar- 
kammer verpflichten, dem Notar und seinen Hinter- 
bliebenen eine Versorgung zu gewähren. Diese Vor- 
schrift war nach 1945 nicht mehr anwendbar. Sie 
wurde durch Artikel 12 Abs. 1 Nr. 7 des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Notarrechts 
vom 16. Februar 1961 (BGBl. I S. 77) förmlich aufge- 
hoben. Die vorgeschlagene Regelung überläßt die 
Ausgestaltung dem Landesgesetzgeber und stellt 
sicher, daß im konkreten Fall sowohl die zuständige 
Notarkammer als auch der betroffene Notar gehört 
werden. 
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